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Kurz informiert

▶▶ Bankrecht
Bereitstellungsprovision unabhängig vom Darlehenszins

|  Es stellt eine der Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 3 S. 1 BGB entzogene 
Preisabrede dar, wenn in Allgemeinen Geschäftsbedingungen eine Bereit-
stellungsprovision nach Ablauf der vereinbarten Abruffrist vorgesehen 
wird, die höher als der vereinbarte Darlehenszins ist.  |

Im Fall des OLG Karlsruhe (12.10.21, 17 U 545/20, Abruf-Nr. 226323) hatte ein 
Verbraucherschutzverband gegen eine entsprechende Klausel einer Bank 
geklagt. In dem zugrunde liegenden Fall zeigte sich die Bereitstellungsprovi-
sion rund zweieinhalbmal Mal so hoch wie der Darlehenszins. Das OLG ist 
der Ansicht, die Klausel regele gerade die Vergütung der von der Bank  
erbrachten Sonderleistung, dem Darlehensnehmer den Darlehensbetrag 
nach Abschluss des Darlehensvertrags auf Abruf bereitzuhalten.

MERKE  |  Das OLG erkannte auch keinen Verstoß gegen § 138 BGB (Wucher). 
Bereitstellungsprovision und Darlehenszins hätten unterschiedliche Gegenleis-
tungen, sodass der Darlehenszins kein marktüblicher Zins für die Provision sei. 
Es dürfe aber auch nicht übersehen werden, dass die Überschreitung wegen der 
Niedrigzinsphase absolut geringfügig sei. Nach Ansicht des OLG ist in Niedrigzins-
phasen die absolute Abweichung des effektiven Vertragszinses vom marktübli-
chen Effektivzins als Maßstab einer Sittenwidrigkeit (mit-)heranzuziehen.
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Kein Wucher

▶▶ Architektenrecht 
Wer Vorschüsse behalten will, muss abrechnen 

|  Solange der Auftragnehmer im Prozess über die Rückzahlung von 
Abschlags- bzw. Vorauszahlungen von Architektenhonorar nicht endgültig 
abrechnet, kann es auf die Frage, ob eine Kündigung aus wichtigem Grund 
oder lediglich eine sog. freie Kündigung vorliegt, nicht entscheidungser-
heblich ankommen. Denn der Auftragnehmer muss nicht nur im Fall einer 
Kündigung aus wichtigem Grund durch eine Endabrechnung darlegen (und 
ggf. beweisen), dass er die vereinnahmten Vorauszahlungen endgültig behal-
ten darf. Vielmehr gilt dies ebenso im Fall einer freien Kündigung. Auch im 
letzteren Fall muss der Auftragnehmer seine gesamten Leistungen, also 
die erbrachten wie die nicht erbrachten, insgesamt abrechnen und in diese 
Abrechnung die geleisteten Abschlagszahlungen einstellen. Zudem muss 
er beziffern, was er sich an ersparten Aufwendungen bzw. als Erwerb durch 
anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft anzurechnen lassen hat.  |

Dieser Ansicht ist das OLG Celle (6.10.21, 14 U 153/20, Abruf-Nr. 226324) gefolgt. 
Auch im Fall des Streits zwischen den Vertragsparteien über das Vorliegen 
einer außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund oder einer freien 
Kündigung muss der Auftragnehmer von seinem Standpunkt aus also eine 
entsprechende Abrechnung zunächst vornehmen. Solange er dies nicht tut, 
kann der Auftraggeber bei schlüssiger eigener Berechnung einen etwaigen 
Überschuss nach Ansicht des OLG zurückverlangen, ohne dass es auf eine 
Klärung der Kündigungsfrage ankommt.

Abrechnen und bezif-
fern unerlässlich
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